
 

 

 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

für das Jahressteuergesetz 2018 liegt jetzt ein Entwurf vor. Neben 

einer Übersicht der geplanten Änderungen haben wir noch viele 

weitere Themen für Sie in dieser Ausgabe zusammengestellt: 
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 Sep Okt  Nov 

Umsatzsteuer mtl. 10. 10. 12. 

Umsatzsteuer viertelj. - 10. - 

Lohnsteuer 10. 10. 12. 

Einkommensteuer 10. - - 

Körperschaftsteuer 10. - - 

Vergnügungsteuer 10. 10. 12. 

Schonfrist für Zahlungen 

zu obigen Steuern 
13. 15. 15. 

Gewerbesteuer - - 15. 

Grundsteuer - - 15. 

Schonfrist für Zahlungen 

zur Gewerbe-/Grundst. 
- - 19. 

SV-Beitragsnachweis 24. 25.* 26. 

Fälligkeit der SV-Beiträge 26. 29.* 28. 

* Vorverlegung um je einen Tag, wenn der 31. Okto-

ber im Bundesland der Einzugsstelle ein Feiertag ist 

 

 

AAUUFF  DDEENN  PPUUNNKKTT  

»Erst beim Abfassen der Steuer-

erklärung kommt man dahinter, 

wie viel Geld man sparen würde, 

wenn man gar keines hätte.« 

Fernandel 

 

»Steuererklärungen gehören 

 zum Fantasievollsten, was 

heutzutage geschrieben wird.« 

Herman Wouk 
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Jahressteuergesetz 2018 bekommt neuen Na-
men 

Das Jahressteuergesetz 2018 sieht Änderungen bei der Um-
satzsteuer, Steuervorteile für Elektro-Dienstwagen und eine 
Neuregelung des Verlustabzugs bei Kapitalgesellschaften vor. 

Am 1. August 2018 hat die Bundesregierung den Entwurf für ein 

Steueränderungsgesetz verabschiedet, das bis dahin noch als „Jah-

ressteuergesetz 2018“ konzipiert war. Die Intention bleibt, denn ein 

weiteres großes Steueränderungsgesetz ist vor dem Jahresende 

kaum zu erwarten, doch das Gesetz hat in der aktuellen Fassung 

einen neuen Namen bekommen und heißt jetzt „Gesetz zur Ver-

meidung von Umsatzsteuerausfällen beim Handel mit Waren im In-

ternet und zur Änderung weiterer steuerlicher Vorschriften“. 

Gegenüber dem ersten Entwurf für das Gesetz ist im Regierungs-

entwurf vor allem die steuerliche Begünstigung von Elektro-Firmen-

wagen ergänzt worden. Daneben enthält das Gesetz Änderungen 

bei der Umsatzsteuer für Online-Händler und eine verfassungskon-

forme Regelung des Verlustabzugs nach dem Verkauf von Anteilen 

an Kapitalgesellschaften. Die Änderungen im Umsatzsteuerrecht 

sind die ersten Maßnahmen aus dem Paket zur Reform des EU-

Mehrwertsteuersystems, auf 

das sich die Wirtschafts- und 

Finanzminister der EU Ende 

2017 verständigt hatten. Alle 

wichtigen Änderungen sind 

hier zusammengefasst. 

• Elektro-Firmenwagen: Im 

Koalitionsvertrag hatte sich 

die Große Koalition auf ei-

ne Steuerbegünstigung von Firmenwagen mit Elektroantrieb 

festgelegt. Diese Änderung fehlte im ersten Entwurf des Jahress-

teuergesetzes 2018 und wurde nun ergänzt. Geplant ist eine 

Halbierung der Bemessungsgrundlage bei der pauschalen Er-

mittlung des geldwerten Vorteils aus der Nutzung eines Firmen-

wagens. Statt 1 % des Listenpreises sind für Elektro- und Hybrid-

fahrzeuge, die zwischen dem 1. Januar 2019 und dem 31. De-

zember 2021 angeschafft oder geleast werden, also monatlich 

nur 0,5 % des Listenpreises für die Privatnutzung zu versteuern. 

Für Fahrten zwischen Wohnung und Arbeit fallen entsprechend 

nur 0,015 % pro Monat und Entfernungskilometer an statt 0,03 %. 

Die Begünstigung ist nicht nur finanziell attraktiv, sondern kann 

für Elektro-Firmenwagen auch das Führen von Fahrtenbüchern 

obsolet machen, weil die pauschale Versteuerung günstiger ist. 

Mit Fahrtenbuch werden Autos mit Elektroantrieb zwar auch be-

günstigt, aber nur soweit es die Abschreibung auf den Kaufpreis 

oder die Leasingkosten angeht, nicht bei anderen Ausgaben fürs 

Fahrzeug. Der ökologisch ausgerichtete Verkehrsclub Deutsch-

land wünscht sich zudem, dass die Halbierung des geldwerten 

Vorteils auch für Dienstfahrräder gilt, was bisher jedoch nicht ge-

plant ist. Für Firmenwagen, die außerhalb dem begünstigten 

Zeitraum angeschafft oder geleast werden, gibt es weiterhin den 

bereits bestehenden Nachteilsausgleich für den Anteil, den das 

Batteriesystem am Kaufpreis hat. 

• Gutscheine: Bis Ende 2018 muss die EU-Gutschein-Richtlinie in 

deutsches Recht umgesetzt werden. Das soll eine einheitliche 

umsatzsteuerliche Behandlung von Gutscheinen im europäi-

schen Binnenmarkt gewährleisten. Bei Gutscheinen wurde bisher 

zwischen Wertgutscheinen und Waren- oder Sachgutscheinen 

KKUURRZZ  NNOOTTIIEERRTT  

Mindestlohn steigt in zwei Stufen 
auf voraussichtlich 9,35 Euro 

Seit Anfang 2015 gibt es in Deutschland 

den gesetzlichen Mindeststundenlohn von 

derzeit 8,84 Euro. Alle zwei Jahre ist eine 

Erhöhung des Mindestlohns vorgesehen, 

damit also wieder zum 1. Januar 2019. 

Nach Presseberichten hat sich die Min-

destlohnkommission jetzt auf eine Erhö-

hung um 0,35 Euro auf 9,19 Euro pro 

Stunde geeinigt und schlägt für 2020 eine 

weitere Erhöhung auf dann 9,35 Euro pro 

Stunde vor. Die Bundesregierung muss die 

künftige Höhe des Mindestlohns noch per 

Verordnung umsetzen, weicht aber dabei 

in der Regel nicht vom Vorschlag der Min-

destlohnkommission ab. 

 

Bundesländer machen 
Milliardenüberschuss 

Die Steuerquellen des Staates sprudeln 

stärker denn je. Nach einem Bericht des 

SPIEGEL haben die Bundesländer im ers-

ten Halbjahr 2018 einen Überschuss von 

15 Mrd. Euro erzielt. Im Vergleich zum 

Vorjahr sind das 10,4 Mrd. Euro mehr. Nur 

zwei Bundesländer, das Saarland und 

Sachsen-Anhalt, haben in den ersten 

sechs Monaten des Jahres ein Minus in den 

Büchern stehen. Den größten Überschuss 

unter den 16 Bundesländern erzielten 

Bayern mit 3,2 Mrd. Euro, Nordrhein-

Westfalen mit 2,2 Mrd. Euro und Nieder-

sachsen mit 1,9 Mrd. Euro. 

 

Brexit-Gesetz soll für 
Rechtssicherheit sorgen 

Am 30. März 2019 wird das Vereinigte Kö-

nigreich seine EU-Mitgliedschaft verlie-

ren, sofern der Brexit nicht doch noch auf 

den letzten Metern gestoppt wird. Das 

Auswärtige Amt hat daher in Abstimmung 

mit allen Bundesressorts den Entwurf für 

ein Brexit-Übergangsgesetz vorgelegt, das 

im gesamten Bundesrecht Rechtsklarheit 

für den Übergangszeitraum nach dem Aus-

tritt des Vereinigten Königreichs aus der 

Europäischen Union herstellen soll. Wenn 

im Bundesrecht von den Mitgliedstaaten 

der EU die Rede ist, schließt diese Formu-

lierung bis zum Ende des Übergangszeit-

raums am 31. Dezember 2020 laut dem 

Übergangsgesetz auch das Vereinigte Kö-

nigreich ein, sofern keine der ausdrück-

lich genannten Ausnahmen greift. Ein se-

parates Brexit-Steuergesetz wird mög-

licherweise noch die Besteuerung stiller 

Reserven und andere Steuerfragen regeln. 
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unterschieden. Während Wertgutscheine gegen eine beliebige 

Ware oder Dienstleistung eingetauscht werden können, beziehen 

sich Waren- und Sachgutscheine auf eine konkrete Ware oder 

Dienstleistung. Die Ausgabe eines Wertgutscheins wurde bislang 

lediglich als Tausch von Zahlungsmitteln behandelt und war da-

mit selbst keine Leistung im umsatzsteuerlichen Sinn. Die Um-

satzsteuer entstand erst bei der Einlösung des Gutscheins. Bei 

Waren- oder Sachgutscheinen gilt die im Gutschein bezeichnete 

Leistung dagegen bereits bei Ausgabe des Gutscheins als er-

bracht. Daher ist der bei Kauf eines Warengutscheins gezahlte 

Betrag eine umsatzsteuerpflichtige Anzahlung. Ab 2019 wird 

stattdessen zwischen Einzweck-Gutscheinen und Mehrzweck-

Gutscheinen unterschieden. Bei einem Einzweck-Gutschein lie-

gen bereits bei dessen Ausstellung alle Informationen vor, die 

benötigt werden, um die umsatzsteuerliche Behandlung der Um-

sätze mit Sicherheit zu bestimmen. Solche Gutscheine werden 

dementsprechend schon bei der Ausgabe besteuert. Alle ande-

ren Gutscheine sind Mehrzweck-Gutscheine, bei denen erst die 

Einlösung der Umsatzsteuer unterliegt. Die Regelung gilt aus-

drücklich nicht für Coupons, die den Inhaber nur zu einem Preis-

nachlass berechtigen. 

• Elektronische Marktplätze: Künftig sollen Betreiber elektroni-

scher Marktplätze dazu verpflichtet werden, bestimmte Daten der 

Verkäufer zu erfassen, um eine Prüfung der Umsätze durch das 

Finanzamt zu ermöglichen. Vor allem Unternehmen aus Nicht-

EU-Staaten verletzen auf Online-Marktplätzen häufig ihre steuer-

lichen Pflichten und führen für ihre Umsätze keine Umsatzsteuer 

ab. Zu den Daten, die die Betreiber aufzeichnen müssen, gehö-

ren Name, vollständige 

Anschrift und Steuer-

nummer des Verkäufers, 

Versand- und Lieferad-

resse sowie Zeitpunkt und 

Höhe des Umsatzes. Die 

Aufzeichnungspflicht gilt 

ab dem 1. März 2019 für 

Anbieter aus Nicht-EU-

Staaten und ab dem 1. 

Oktober 2019 auch für alle anderen Anbieter. Darüber hinaus 

können Betreiber für nicht entrichtete Umsatzsteuer aus dem 

Handel über ihre Plattform in Haftung genommen werden. Von 

der Haftung kann sich der Betreiber befreien, wenn er die Auf-

zeichnungspflichten erfüllt, eine Bescheinigung über die steuerli-

che Erfassung des Händlers vorlegt oder steuerunehrliche Händ-

ler von der Handelsplattform ausschließt. 

• Elektronische Dienstleistungen: Auf elektronischem Weg er-

brachte Dienstleistungen an Nichtunternehmer muss der Anbie-

ter seit 2015 dort versteuern, wo der Leistungsempfänger ansäs-

sig ist. Für Existenzgründer und Kleinbetriebe bedeutet das ei-

nen erheblichen bürokratischen Aufwand. Das ändert sich jetzt, 

denn ab 2019 gilt diese Pflicht nicht mehr, wenn der Nettoumsatz 

mit solchen Leistungen an ausländische Leistungsempfänger im 

vorangegangenen Kalenderjahr 10.000 Euro nicht überschritten 

hat und im laufenden Kalenderjahr nicht überschreitet. Kleinun-

ternehmen mit ausschließlichem Sitz in Deutschland können da-

her künftig wieder alle Leistungen im Inland versteuern, unab-

hängig davon, ob der Leistungsempfänger ebenfalls im Inland 

ansässig ist oder nicht. Ein Verzicht auf diese Umsatzschwelle ist 

Kommissionsbeschluss zur 
Sanierungsklausel ist nichtig 

Zur Gegenfinanzierung der Unternehmen-

steuerreform wurde 2008 der Verlustab-

zug nach dem Verkauf von Anteilen an ei-

ner Körperschaft eingeschränkt: Diese Re-

gelung wurde dann 2009 rückwirkend um 

eine Klausel ergänzt, die in Sanierungsfäl-

len die negativen Folgen einer Anteils-

übertragung ausschließen sollte. Doch die 

EU-Kommission sah die Sanierungsklausel 

als unzulässige Beihilfe an, weshalb die 

Sanierungsklausel vom Gesetzgeber sus-

pendiert wurde. Nach jahrelangem Streit 

hat der Europäische Gerichtshof den Be-

schluss der EU-Kommission nun für nichtig 

erklärt, weil die Sanierungsklausel keinen 

selektiven Charakter entfalte und damit 

keine unzulässige Beihilfe sei. In allen 

noch offenen Fällen kann die Klausel da-

her nun rückwirkend wieder in Kraft ge-

setzt werden. 

 

Umsatzsteuer als regelmäßig 
wiederkehrende Ausgabe 

Bei der Einnahmen-Überschuss-Rechnung 

gelten regelmäßig wiederkehrende Ausga-

ben, die kurz vor oder nach dem Kalen-

derjahr abgeflossen sind, zu dem sie wirt-

schaftlich gehören, als in diesem Kalen-

derjahr angefallen. Der Bundesfinanzhof 

hat bisher in ständiger Rechtsprechung 

einen Zeitraum von bis zu 10 Tagen als 

„kurze Zeit“ angesehen. Daher lässt die 

Finanzverwaltung den Abzug der im Janu-

ar gezahlten Umsatzsteuer für die De-

zember-Voranmeldung nur dann im Vor-

jahr zu, wenn der 10. Januar nicht auf ein 

Wochenende fällt und sich die Fälligkeit 

somit um ein oder zwei Tage verschiebt. 

Dieser Auslegung hat jetzt das Finanzge-

richt München widersprochen und hält die 

Rechtsprechung des Bundesfinanzhofs für 

modifizierungsbedürftig. Es ist zu dem Er-

gebnis gekommen, dass der Begriff „kurze 

Zeit“ einen Zeitraum von mindestens 12 

Tagen umfassen muss, sodass die Umsatz-

steuer für Dezember grundsätzlich auch 

im Vorjahr abziehbar ist. Dass die Um-

satzsteuer momentan in zwei von sieben 

Jahren nicht im Vorjahr abziehbar sein 

soll, sei ein vom Gesetzgeber nicht be-

zwecktes Zufallsergebnis, das gerade mit 

der Regelung zur Zuordnung von Zahlun-

gen kurz vor oder nach dem Kalenderjahr 

verhindert werden sollte. Gegen diese 

Entscheidung hat das Finanzamt Revision 

eingelegt, sodass der Bundesfinanzhof nun 

in diesem und zwei weiteren Verfahren 

Gelegenheit erhält, seine Rechtsprechung 

zu überdenken. 
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möglich, allerdings bindet die Verzichtserklärung das Unterneh-

men für mindestens zwei Kalenderjahre. 

• Investmentsteuerreform: Das Gesetz enthält mehrere Folge-

änderungen zur Investmentsteuerreform, die am 1. Januar 2018 

in Kraft getreten ist. Insbesondere sollen dadurch systemwidrige 

Ergebnisse bei einer Organschaft vermieden werden. Die Re-

form sieht nämlich bei der Besteuerung der Erträge aus 

Fondsanteilen im Betriebsvermögen eine rechtsformabhängige 

Freistellung vor. Weil bei einer ertragsteuerlichen Organschaft 

neben Kapitalgesellschaften auch natürliche Personen Organträ-

ger sein können, sollen ab 2019 die Fondserträge nicht bei der 

Organgesellschaft, sondern erst auf Ebene des Organträgers be-

rücksichtigt werden. 

• Betriebsrenten: Mit dem Betriebsrentenstärkungsgesetz wurde 

ab 2018 die steuerfreie Übertragung von Anwartschaften aus ei-

ner betrieblichen Altersversorgung auf einen anderen Anbieter 

ermöglicht. Diese Ände-

rung wird nun rückwirkend 

ab 2018 um eine Regelung 

ergänzt, die festschreibt, 

dass eine solche Übertra-

gung keine schädliche 

Verwendung darstellt. Oh-

ne diese Ergänzung müss-

te sonst bei einer Übertra-

gung die bis dahin gewähr-

te Förderung zurückgezahlt werden. 

• Verlustabzug: Zur Gegenfinanzierung der Unternehmensteuer-

reform wurde 2008 der Verlustabzug nach dem Verkauf von An-

teilen an einer Körperschaft eingeschränkt: Werden innerhalb 

von fünf Jahren mehr als 25 % der Anteile einer Kapitalgesell-

schaft übertragen, können die bis dahin aufgelaufenen Verluste 

anteilig nicht mehr steuerlich genutzt werden. Bei einer Übertra-

gung von mehr als 50 % der Anteile gehen die Verluste sogar 

komplett verloren. Diese Regelung hat das Bundesverfassungs-

gericht teilweise als verfassungswidrig eingestuft und dem Ge-

setzgeber aufgetragen, bis Ende 2018 rückwirkend ab 2008 eine 

verfassungskonforme Regelung zu schaffen. Das wird nun um-

gesetzt, indem die Regelung zum anteiligen Wegfall des Verlust-

abzugs in allen offenen Fällen, in denen zwischen 25 % und 

50 % der Anteile übertragen wurden, für Anteilsübertragungen 

vor 2016 ersatzlos aufgehoben wird. Die seit 2016 geltende Ge-

setzesänderung zum fortführungsgebundenen Verlustabzug be-

seitigt die wesentlichen Kritikpunkte des Verfassungsgerichts, 

sodass die Regelung ab dann voraussichtlich rechtlich nicht 

mehr angreifbar ist. Das Bundesverfassungsgericht muss für Fäl-

le vor 2016 allerdings noch zum zweiten Teil der Regelung ent-

scheiden, die einen kompletten Verlustuntergang bei Übertra-

gungen von mehr als 50 % vorsieht. Die Chancen stehen nicht 

schlecht, dass das Verfassungsgericht auch hier Nachbesserun-

gen vom Gesetzgeber verlangen wird. 

• Sanierungsklausel: Die Sanierungsklausel wurde als Nachtrag 

zum jetzt teilweise gestrichenen Wegfall des Verlustabzugs nach 

einer Anteilsübertragung geschaffen und sollte in Sanierungsfäl-

len die negativen steuerlichen Folgen einer Anteilsübertragung 

ausschließen. Doch die EU-Kommission sah die Sanierungs-

klausel als unzulässige Beihilfe an, weshalb die Sanierungsklau-

sel vom Gesetzgeber suspendiert wurde. Zusätzlich musste der 

Fiskus bereits gewährte Steuervorteile wieder zurückfordern. 

Forstwirtschaftliche Flächen 
als Betriebsvermögen 

Das Bundesfinanzministerium hat sich aus-

führlich mit der ertragsteuerlichen Be-

handlung von forstwirtschaftlichen Flä-

chen als Betriebsvermögen auseinander-

gesetzt. In seinem Schreiben geht das Mi-

nisterium u. a. darauf ein, wann forst-

wirtschaftliche Flächen Teil eines 

landwirtschaftlichen Betriebs sind oder 

als eigenständiger forstwirtschaftlicher 

Betrieb bestehen. Daneben erklärt das 

Schreiben, wie bei der Prüfung der Ge-

winnerzielungsabsicht vorzugehen ist, die 

Voraussetzung dafür ist, dass der Forstbe-

trieb nicht als Liebhaberei gilt. 

 

EXIST-Gründerzuschuss führt nicht 
zu Sonderbetriebseinnahmen 

Existenzgründerzuschüsse aus dem EXIST-

Programm, die direkt an die Gesellschaf-

ter einer GbR gezahlt werden, sind keine 

Sonderbetriebseinnahmen. Das folgt für 

das Finanzgericht Münster schon aus der 

Tatsache, dass die Zuschüsse bei der Ge-

sellschaft nicht zu einer Gewinnminde-

rung geführt haben. Außerdem handelt es 

sich nicht um eine Vergütung durch die 

Gesellschaft, weil die Mittel von der je-

weiligen Universität gewährt werden. 

Auch eine Zahlung der Sonderbetriebsein-

nahmen von dritter Seite schließt das Ge-

richt aus, weil keine Veranlassung durch 

das Gesellschaftsverhältnis gegeben ist. 

 

Einbauküche und Markisen fallen 
nicht in Grunderwerbsteuerpflicht 

Werden zusammen mit einer Immobilie 

gebrauchte bewegliche Gegenstände ver-

kauft, fällt dafür keine Grunderwerbsteu-

er an. Das gilt zumindest dann, wenn die 

Gegenstände werthaltig sind und keine 

Anhaltspunkte für unrealistische Kaufprei-

se bestehen. Das Finanzgericht Köln hat 

daher einer Familie Recht gegeben, die 

ein Einfamilienhaus gekauft und im nota-

riellen Kaufvertrag vereinbart hatte, dass 

vom Kaufpreis 9.500 Euro auf die mitver-

kaufte Einbauküche und die Markisen ent-

fallen. Diesen Betrag hielt das Finanzamt 

für zu hoch, wurde aber vom Gericht zu-

rückgepfiffen. Die im Kaufvertrag verein-

barten Kaufpreise seien für die Besteue-

rung zu Grunde zu legen, wenn das Fi-

nanzamt nicht nachweist, dass für die 

beweglichen Gegenstände keine realisti-

schen Verkaufswerte angesetzt wurden. 

Zur Ermittlung des Werts seien weder die 

amtlichen Abschreibungstabellen noch die 

auf Internetplattformen geforderten Prei-

se als Vergleichsmaßstab geeignet. 
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Nach jahrelangem Streit hat der Europäische Gerichtshof den 

Beschluss der EU-Kommission nun für nichtig erklärt, weil die 

Sanierungsklausel keinen selektiven Charakter entfalte und da-

mit keine unzulässige Beihilfe sei. Aufgrund dieses Beschlusses 

wird die Suspendierung der Sanierungsklausel nun in noch offe-

nen Fällen rückwirkend ab 2008 wieder aufgehoben. 

• Vorsorgeaufwendungen: Vorsorgeaufwendungen dürfen bisher 

nicht als Sonderausgaben abgezogen werden, wenn sie in un-

mittelbarem Zusammenhang mit steuerfreien Einnahmen stehen. 

Diese Regelung hat der Europäische Gerichtshof jedoch teilwei-

se als unionsrechtswidrig eingestuft. Daher sollen Vorsorgeauf-

wendungen nun auch dann steuerlich abziehbar sein, wenn sie 

in unmittelbarem wirtschaftlichen Zusammenhang mit in einem 

EU- oder EWR-Staat bezogenem Gehalt stehen, dieses Gehalt 

aufgrund eines Doppelbesteuerungsabkommen in Deutschland 

steuerfrei ist und der  Beschäftigungsstaat keinerlei steuerliche 

Berücksichtigung von Vorsorgeaufwendungen im Rahmen der 

Besteuerung dieser Einnahmen zulässt. Das Bundesfinanzminis-

terium hatte bereits im vergangenen Dezember eine vergleichba-

re Regelung in allen noch offenen Fällen angeordnet, die mit die-

ser Änderung nun im Gesetz verankert wird. 

• Kinderzulage: Bei der Beantragung der Kinderzulage zur Ries-

ter-Rente ist ab 2020 neben den Steueridentnummern der Eltern 

auch zwingend die Steueridentnummer des Kindes anzugeben. 

Das soll den Datenabgleich zwischen der Zentralen Zulagestelle 

und den Familienkassen vereinfachen.  

 

Einzelaufzeichnungspflicht für Kassenvorgänge 

Das Bundesfinanzministerium hat seine Verwaltungsanweisung 
zu den Ordnungsvorschriften für die Buchführung und für Auf-
zeichnungen überarbeitet. 

Durch das „Gesetz zum Schutz vor Manipulationen an digitalen 

Grundaufzeichnungen“ wurde Ende 2016 die Pflicht zur Ausstattung 

elektronischer Kassen mit einer zertifizierten technischen Sicher-

heitseinrichtung spätestens ab 2020 eingeführt. Gleichzeitig wurden 

mit dem Gesetz weitere Vorschriften zur Kassenführung in der Ab-

gabenordnung geändert. Das Bundesfinanzministerium hat auf-

grund des Gesetzes nun seine Vorgaben zur Einzelaufzeichnungs-

pflicht für Kassenvorgänge überarbeitet und den Anwendungserlass 

zur Abgabenordnung entsprechend aktualisiert. Was bei der Auf-

zeichnung von Geschäftsvorfällen zu beachten ist, damit es bei Be-

triebsprüfungen keine bösen Überraschungen gibt, haben wir hier 

für Sie zusammengefasst. 

• Datenschutz: Der Unternehmer muss seine aufzeichnungs- und 

aufbewahrungspflichtigen Unterlagen so organisieren, dass bei 

der Einsichtnahme in die steuerlich relevanten Unterlagen und 

Daten keine gesetzlich geschützten Bereiche tangiert werden 

können, zum Beispiel bei Rechtsanwälten, Ärzten usw. 

• Kassenbuch: Buchführungspflichtige Unternehmer müssen für 

Bargeldbewegungen ein Kassenbuch führen, ggf. in Form anei-

nandergereihter Kassenberichte. 

• Einzelaufzeichnung: Die Grundsätze ordnungsmäßiger Buch-

führung erfordern grundsätzlich die Aufzeichnung jedes einzel-

nen Geschäftsvorfalls unmittelbar nach seinem Abschluss und in 

einem Umfang, der einem sachverständigen Dritten in angemes-

sener Zeit eine lückenlose Überprüfung seiner Grundlagen, sei-

Schädliche Pause zwischen zwei 
Ausbildungsabschnitten 

Setzt ein Kind nach Abschluss einer be-

rufsqualifizierenden Berufsausbildung sei-

ne Ausbildung mit einem weiterführenden 

Berufsziel nicht zum nächstmöglichen 

Zeitpunkt fort, ist die folgende Fach-

schulausbildung oder das Aufbaustudium 

eine Zweitausbildung. In diesem Fall 

schließt eine Erwerbstätigkeit von mehr 

als 20 Wochenstunden während der War-

tezeit auf den Antritt der Folgeausbildung 

oder während dieser Folgeausbildung 

nach Überzeugung des Bundesfinanzhofs 

den Kindergeldanspruch aus. 

 

Gewinn aus dem Verkauf von 
Eintrittskarten ist steuerfrei 

Gewinne aus privaten Veräußerungsge-

schäften sind steuerpflichtig, wenn zwi-

schen Anschaffung und Verkauf des Wirt-

schaftsguts nicht mehr als ein Jahr ver-

gangen ist. Diese Steuerpflicht gilt jedoch 

nicht für den Gewinn aus dem privaten 

Verkauf von Eintrittskarten, weil es sich 

dabei nicht um ein privates Veräuße-

rungsgeschäft handelt. Die Eintrittskarten 

sieht das Finanzgericht Baden-Württem-

berg nämlich nicht als normales Wirt-

schaftsgut an, sondern als sogenanntes 

kleines Inhaberpapier und damit als 

Wertpapier. Für Wertpapiere aber ist seit 

Einführung der Abgeltungsteuer genau ge-

regelt, welche Erträge steuerpflichtig 

sind, und der Verkauf von Eintrittskarten 

erfüllt keines dieser Kriterien. Der Kläger 

kann daher den Gewinn von mehr als 

2.000 Euro aus dem Verkauf zweier Final-

tickets für die Champions League vorerst 

steuerfrei einstreichen, auch wenn das 

Finanzamt Revision eingelegt hat. 

 

Anschluss an Abwasserentsorgung 
ist keine Handwerkerleistung 

Anders als der Haus- oder Grundstücksan-

schluss zählt das öffentliche Wassernetz 

nicht mehr zum Haushalt des Steuerzah-

lers. Daher fehlt der räumlich-funktionale 

Zusammenhang zum Haushalt, wenn der 

Abwasserzweckverband für die Neuverle-

gung einer öffentlichen Mischwasserlei-

tung als Teil des öffentlichen Sammelnet-

zes einen Baukostenzuschuss erhebt. Im 

Gegensatz zum Finanzgericht Sachsen ließ 

der Bundesfinanzhof daher keine anteilige 

steuerliche Berücksichtigung des Zuschus-

ses als Handwerkerleistung zu. Begünstigt 

wäre nur der Anschluss des Hauses ans öf-

fentliche Versorgungsnetz, nicht aber ei-

ne Maßnahme am öffentlichen Sammel-

netz außerhalb des Grundstücks. 
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nes Inhalts, seiner Entstehung und Abwicklung und seiner Be-

deutung für den Betrieb ermöglicht. Das bedeutet nicht nur die 

Aufzeichnung der in Geld bestehenden Gegenleistung, sondern 

auch des Inhalts des Geschäfts und des Namens des Vertrags-

partners. Dies gilt auch für Bareinnahmen und für Barausgaben. 

• Mindestangaben: Die Grundaufzeichnungen müssen so be-

schaffen sein, dass sie jederzeit eindeutig in ihre Einzelpositio-

nen aufgegliedert werden können. Zeitnah aufzuzeichnen sind 

der eindeutig bezeichnete Artikel, der endgültige Einzelverkaufs-

preis, der dazugehörige Umsatzsteuersatz und -betrag, verein-

barte Preisminderungen, die Zahlungsart, das Datum und der 

Zeitpunkt des Umsatzes sowie die verkaufte Menge. 

• Verbuchung: Im Gegensatz zur Aufzeichnung besteht keine 

Verpflichtung zur separaten Verbuchung jedes einzelnen Ge-

schäftsvorfalls. Gleichartige 

Waren mit demselben Ein-

zelverkaufspreis können in 

einer Warengruppe zu-

sammengefasst werden, 

sofern die Menge ersicht-

lich bleibt. Gleiches gilt für 

Dienstleistungen. 

• Gewinnermittlung: Die 

Pflicht zur Einzelaufzeichnung gilt unabhängig von der Ge-

winnermittlungsart, also auch bei der Einnahmen-Überschuss-

Rechnung (EÜR). Eine ordnungsgemäße Gewinnermittlung per 

EÜR setzt voraus, dass die Betriebseinnahmen und -ausgaben 

durch geordnete und vollständige Belege nachgewiesen werden. 

Ist die Einzelaufzeichnungspflicht nicht zumutbar, muss die Ein-

nahmeermittlung nachvollziehbar dokumentiert und überprüfbar 

sein. 

• Kassenverfahren: Die Pflicht zur Einzelaufzeichnung gilt unab-

hängig davon, ob der Betrieb ein elektronisches Aufzeichnungs-

system oder eine offene Ladenkasse verwendet. Eine offene La-

denkasse ist die summarische, retrograde Ermittlung der Tages-

einnahmen samt manueller Einzelaufzeichnungen ohne Einsatz 

technischer Hilfsmittel. 

• Kundendaten: Es wird vom Finanzamt nicht beanstandet, wenn 

zwar die Mindestangaben zur Nachvollziehbarkeit eines Ge-

schäftsvorfalls einzeln aufgezeichnet werden, nicht jedoch die 

Kundendaten, sofern diese nicht zur Nachvollziehbarkeit und 

Nachprüfbarkeit benötigt werden. Das gilt auch dann, wenn das 

Kassensystem eine Kundenerfassung und -verwaltung zulässt, 

die Kundendaten aber tatsächlich nicht oder nur teilweise erfasst 

werden. Soweit Aufzeichnungen über Kundendaten aber tatsäch-

lich geführt werden, sind sie aufbewahrungspflichtig, sofern dem 

nicht gesetzliche Vorschriften entgegenstehen. 

• Ausfall: Wird zur Erfassung von aufzeichnungspflichtigen Ge-

schäftsvorfällen ein elektronisches System verwendet, ist bei ei-

nem vorübergehenden Ausfall (Stromausfall, technischer Defekt 

etc.) auch eine Aufzeichnung auf Papier zulässig. Die Aufzeich-

nungspflichten bei Verwendung einer offenen Ladenkasse gelten 

insoweit entsprechend. Die Ausfallzeit des Aufzeichnungssys-

tems ist zu dokumentieren und soweit vorhanden durch Nach-

weise zu belegen (z. B. Reparaturrechnung). 

• Unzumutbarkeit: Die Aufzeichnung jedes einzelnen Geschäfts-

vorfalls ist nur dann nicht zumutbar, wenn es technisch, be-

Shuttletransfer zur Betriebs-
veranstaltung ist steuerfrei 

Die Kosten für einen vom Arbeitgeber or-

ganisierten Shuttle-Transfer zu einer Be-

triebsveranstaltung zählen nicht als geld-

werter Vorteil. Bei der Freigrenze für Be-

triebsveranstaltungen von 110 Euro blei-

ben die Kosten daher unberücksichtigt. 

Das Finanzgericht Düsseldorf sieht die 

Transferkosten als Teil der Aufwendungen 

für den äußeren Rahmen der Betriebsver-

anstaltung ohne eigenen Konsumwert. 

Anders wäre die Lage bei einer Fahrt mit 

eigenem Erlebniswert. Die Transferkosten 

sind daher wie steuerfreier Ersatz von 

Reisekosten zu behandeln. 

 

Umsatzsteuerfreiheit von 
Leistungen eines Sportvereins 

Der Bundesfinanzhof zweifelt an der Um-

satzsteuerfreiheit von Leistungen, die 

Sportvereine gegen gesondertes Entgelt 

erbringen und hat deshalb ein Vorabent-

scheidungsersuchen an den Europäischen 

Gerichtshof (EuGH) gerichtet. Im Streit-

fall erbrachte ein Golfverein verschiedene 

Leistungen gegen Entgelt, darunter der 

Verleih von Golfbällen, die Greenfee und 

die Veranstaltung von Turnieren. In der 

ersten Instanz hatte der Verein Erfolg, 

denn das Finanzgericht ging von einer 

Umsatzsteuerfreiheit der Leistungen aus, 

die sich zwar nicht aus nationalem Recht, 

aber aus dem Unionsrecht ergebe. Daran 

zweifelt der Bundesfinanzhof. Sollte der 

EuGH eine unmittelbare Wirkung des EU-

Rechts verneinen, würde dies zu einer 

Rechtsprechungsänderung führen. 

 

Anzahlungen für Bauleistungen 

Das Bundesfinanzministerium hat den Um-

satzsteuer-Anwendungserlass hinsichtlich 

der Umkehr der Steuerschuldnerschaft für 

Bauleistungen geändert. Die Änderung be-

trifft Anzahlungen auf Bauleistungen, bei 

denen die Voraussetzungen für die Steu-

erschuld des Leistungsempfängers im 

Zeitpunkt der Vereinnahmungen der An-

zahlungen noch nicht vorliegen. In diesen 

Fällen schuldet der leistende Unterneh-

mer die Umsatzsteuer. Erfüllt der Leis-

tungsempfänger im Zeitpunkt der Leis-

tungserbringung die Voraussetzungen als 

Steuerschuldner, bleibt die bisherige Be-

steuerung der Anzahlungen beim leisten-

den Unternehmer bestehen. Diese Ände-

rung ist in allen noch offenen Fällen an-

zuwenden. Allerdings akzeptiert es das 

Finanzamt, wenn für bis Ende 2018 geleis-

tete Anzahlungen die bisherige Verfah-

rensweise angewendet wird. 
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triebswirtschaftlich und praktisch unmöglich ist, die einzelnen 

Geschäftsvorfälle aufzuzeichnen. Das Vorliegen dieser Voraus-

setzungen muss der Unternehmer nachweisen. 

• Dienstleistungen: Die Zumutbarkeitsüberlegungen sind grund-

sätzlich auch auf Dienstleistungen übertragbar. Daher ist die 

Ausnahmeregelung auch auf Dienstleistungen anwendbar, die 

an eine Vielzahl von nicht bekannten Personen gegen Barzah-

lung erbracht werden und kein elektronisches Aufzeichnungssys-

tem verwendet wird. Allerdings muss der Geschäftsbetrieb auf 

eine Vielzahl von Kundenkontakten ausgerichtet und der Kun-

denkontakt des Anbieters im Wesentlichen auf die Bestellung 

und den Bezahlvorgang beschränkt sein. Einzelaufzeichnungen 

sind dagegen zu führen, wenn der Kundenkontakt in etwa der 

Dauer der Dienstleistung entspricht und der Kunde auf die Aus-

übung der Dienstleistung individuell Einfluss nehmen kann.  

• Manuelles Kassieren: Bei Verkauf von Waren an eine Vielzahl 

fremder Personen gilt die Einzelaufzeichnungspflicht aus Zumut-

barkeitsgründen nicht, wenn statt einer elektronischen Kasse ei-

ne offene Ladenkasse verwendet wird. 

• Elektronische Kasse: Werden elektronische Kassensysteme 

verwendet, sind diese zur Aufzeichnung sämtlicher Erlöse zu 

verwenden, es sei denn für einen räumlich oder organisatorisch 

eindeutig abgrenzbaren Bereich ist aus technischen Gründen 

oder aus Zumutbarkeitserwägungen eine Erfassung über das 

vorhandene elektronische Aufzeichnungssystem nicht möglich. 

In diesem Fall kann für diesen Bereich zur Erfassung der Ge-

schäftsvorfälle eine offene Ladenkasse verwendet werden. 

• Mehrere Kassen: Gibt es im Betrieb mehrere Kassen, sind die 

Anforderungen an die Aufzeichnung von baren und unbaren Ge-

schäftsvorfällen für jede Sonder- und Nebenkasse zu beachten. 

• Waagen: Liegen Einzeldaten einer Waage (Artikel, Gewicht und 

Preis) einem aufzeich-

nungs- und aufbewah-

rungspflichtigen Ge-

schäftsvorfall zugrunde, 

sind diese einzeln aufzu-

zeichnen und aufzube-

wahren. Werden die Ein-

zeldaten zusätzlich in ei-

nem elektronischen Kas-

sensystem aufgezeichnet, müssen die Einzeldaten der Waage 

nicht separat aufbewahrt werden. Verwendet der Händler eine 

offene Ladenkasse und eine Waage, die lediglich das Gewicht 

oder den Preis anzeigt und über keine Speicherfunktion verfügt, 

brauchen die Einzeldaten der Waage nicht aufgezeichnet zu 

werden. Erfüllt die Waage hingegen die Voraussetzung einer 

elektronischen Registrierkasse, ist die Verwendung einer offenen 

Ladenkasse unzulässig. 

• Anonymer Verkauf: Vom Verkauf von Waren an eine Vielzahl 

nicht bekannter Personen ist auszugehen, wenn üblicherweise 

täglich Barverkäufe an namentlich nicht bekannte Kunden erfol-

gen. Das setzt voraus, dass die Identität der Käufer für die Ge-

schäftsvorfälle nicht von Bedeutung ist. Es spielt dabei keine Rol-

le, wenn der Verkäufer aufgrund außerbetrieblicher Gründe tat-

sächlich viele seiner Kunden namentlich kennt. 

• Offene Ladenkasse: Es besteht keine gesetzliche Pflicht zur 

Verwendung einer elektronischen Kasse – eine offene Laden-

Zivilprozesskosten nach Kindes-
entführung durch Expartner 

Prozesskosten sind nur dann als außerge-

wöhnliche Belastung abziehbar, wenn der 

Steuerzahler ohne den Prozess Gefahr 

läuft, seine Existenzgrundlage zu verlie-

ren. Das Finanzgericht Düsseldorf hat nun 

entschieden, dass die Existenzgrundlage 

aufgrund des besonderen verfassungs-

rechtlichen Schutzes von Ehe und Familie 

nicht nur die materielle, sondern auch die 

immaterielle Lebensgrundlage umfasst. 

Daher seien die Kosten aus einem Prozess 

über das Umgangsrecht nach der Entfüh-

rung des gemeinsamen Kindes durch den 

ehemaligen Ehegatten steuerlich abzieh-

bar. Der Prozess sei in diesem Fall die 

einzige legale Möglichkeit gewesen, das 

ins Ausland entführte Kind zurückzuholen. 

 

Klageerhebung mit unsignierter 
E-Mail ist nicht möglich 

Eine Klage beim Finanzgericht kann nicht 

wirksam mit einer einfachen E-Mail erho-

ben werden. Das gilt auch dann, wenn der 

E-Mail eine unterschriebene Klageschrift 

als Anhang beigefügt ist. Das Finanzge-

richt Köln hat deshalb eine Klage mangels 

Formwirksamkeit als unzulässig abgewie-

sen. Die Anforderungen an eine schriftli-

che Klageerhebung seien nicht erfüllt, 

wenn dem Gericht lediglich der Ausdruck 

einer Klageschrift vorliege, die als PDF-

Anhang mit einer einfachen E-Mail über-

mittelt worden sei. Für elektronische Do-

kumente sei die Verwendung einer quali-

fizierten elektronischen Signatur gesetz-

lich vorgeschrieben. 

 

Nachträgliche Änderung der 
Feststellung des Grundbesitzwerts 

Verzichtet das Finanzamt ausdrücklich auf 

die Abgabe einer förmlichen Feststel-

lungserklärung und fordert den Steuerzah-

ler stattdessen zu bestimmten Angaben 

auf, verletzt es nach Überzeugung des 

Bundesfinanzhofs seine Ermittlungs-

pflicht, wenn die geforderten Angaben für 

die Grundbesitzbewertung nicht ausrei-

chen und es keine weiteren Fragen stellt. 

Wenn der Steuerzahler in diesem Fall sei-

ne Mitwirkungspflicht erfüllt, indem er 

die vom Finanzamt gestellten Fragen rich-

tig und vollständig beantwortet, darf das 

Finanzamt später nicht aufgrund einer 

Außenprüfung den Bescheid zum Nachteil 

des Steuerzahlers ändern. Darin sieht der 

Bundesfinanzhof einen Verstoß gegen den 

Grundsatz von Treu und Glauben. 
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kasse mit manueller Aufzeichnung ist steuerlich ebenso zulässig. 

Einzelaufzeichnungen sind hier durch die detaillierte Erfassung 

aller baren Geschäftsvorfälle in einem Kassenbuch möglich. 

• Kassenbericht: Wird ein Kassenbericht zur Ermittlung der Ta-

geseinnahmen verwendet, kann die Einzelaufzeichnung auch 

durch die geordnete (z. B. nummerierte) Sammlung aller Barbe-

lege gewährleistet werden. Besteht aus Zumutbarkeitsgründen 

keine Verpflichtung zur Einzelaufzeichnung, müssen die Barein-

nahmen zumindest anhand eines Kassenberichts nachgewiesen 

werden. Dazu sind vom 

Kassenbestand am Ende 

des jeweiligen Geschäfts-

tages der Kassenendbe-

stand am Vortag sowie die 

durch Eigenbeleg doku-

mentierten Bareinlagen ab-

zuziehen und Ausgaben 

sowie die ebenfalls doku-

mentierten Barentnahmen hinzuzurechnen. Ein „Zählprotokoll” 

(Auflistung der Stückzahl vorhandener Geldscheine und -

münzen) ist nicht erforderlich, erleichtert jedoch den Nachweis 

des tatsächlichen Auszählens. 

• Zeitnahe Dokumentation: Kasseneinnahmen und -ausgaben 

sind täglich festzuhalten. Eine Aufzeichnung erst am nächsten 

Geschäftstag ist ausnahmsweise noch ordnungsgemäß, wenn 

zwingende geschäftliche Gründe eine frühere Aufzeichnung ver-

hindert haben und aus den Aufzeichnungen sicher entnommen 

werden kann, wie sich der Kassenbestand entwickelt hat. Kas-

senaufzeichnungen müssen so beschaffen sein, dass ein sach-

verständiger Dritter jederzeit in der Lage ist, den Sollbestand mit 

dem Istbestand der Geschäftskasse zu vergleichen. 

• Vertrauenskassen: Bei Kassen ohne Verkaufspersonal (Auto-

maten, Gemüseverkauf am Feldrand etc.) wird es nicht bean-

standet, wenn diese nicht täglich, sondern erst bei Leerung aus-

gezählt werden. 

• Maschinelle Aufzeichnung: Bei einer Buchführung auf maschi-

nell lesbaren Datenträgern (DV-gestützte Buchführung) müssen 

die Daten innerhalb der gesetzlichen Aufbewahrungsfrist unver-

züglich lesbar gemacht werden können, wenn die Finanzbehörde 

es verlangt. Dies gilt sinngemäß auch für andere erforderliche 

oder aufbewahrungspflichtige Aufzeichnungen.  

 

Fahrten zwischen Wohnung und Arbeit 

Die Nutzung eines Firmenwagens für Fahrten zwischen Woh-
nung und Arbeit kann statt mit der monatlichen Pauschale auch 
einzeln bewertet werden. 

Wenn für einen Firmenwagen kein Fahrtenbuch geführt wird, muss 

der Arbeitnehmer für Fahrten zwischen Wohnung und der ersten 

Tätigkeitsstätte pro Monat einen geldwerten Vorteil von 0,03 % des 

Listenpreises für jeden Entfernungskilometer zwischen Wohnung 

und erster Tätigkeitsstätte versteuern. Grundlage ist dabei die kür-

zeste benutzbare Straßenverbindung, die auf den nächsten vollen 

Kilometer abzurunden ist. Die 0,03 %-Regelung ist unabhängig von 

der 1 %-Regelung, wenn der Firmenwagen ausschließlich für Fahr-

ten zwischen Wohnung und Arbeit zur Verfügung steht. 

Erbschaftsteuerbefreiung gilt 
nicht für angrenzenden Garten 

Die Erbschaftsteuerbefreiung für ein 

selbstgenutztes Familienheim erstreckt 

sich nicht auf ein angrenzendes Garten-

grundstück. Das gilt auch dann, wenn bei-

de Flurstücke einheitlich eingefriedet sind 

und eine wirtschaftliche Einheit bilden. 

Für das Finanzgericht Düsseldorf steht 

fest, dass die Steuerbefreiung in einem 

zivilrechtlichen Sinn zu verstehen ist, 

nach dem ein Grundstück die im Grund-

buch mit einer eigenen Nummer eingetra-

gene Fläche ist. Das Finanzgericht hat al-

lerdings wegen grundsätzlicher Bedeutung 

der Rechtssache die Revision zugelassen. 

 

Aufwendungen eines neben-
beruflich tätigen Übungsleiters 

Grundsätzlich dürfen Ausgaben, soweit sie 

mit steuerfreien Einnahmen in unmittel-

barem wirtschaftlichen Zusammenhang 

stehen, nicht als Betriebsausgaben oder 

Werbungskosten abgezogen werden. Der 

Bundesfinanzhof meint aber, dass Ausga-

ben eines Sporttrainers, der steuerfreie 

Einnahmen unterhalb des Übungsleiter-

freibetrags erzielt, steuerlich abziehbar 

sind, soweit sie die Einnahmen überstei-

gen. Voraussetzung ist jedoch, dass der 

Trainer mit Einkünfteerzielungsabsicht tä-

tig ist, weil sonst eine steuerlich nicht re-

levante Liebhaberei vorliegt. Wie genau 

die Einkünfteerzielungsabsicht zu prüfen 

ist, wenn die Ausgaben die Einnahmen 

übersteigen, hat der Bundesfinanzhof je-

doch offen gelassen. 

 

Änderung eines Steuerbescheids 
wegen Liebhaberei 

Wenn nicht sicher absehbar ist, ob eine 

Tätigkeit mit Gewinnerzielungsabsicht be-

trieben wird oder dauerhaft zu Verlusten 

führt und damit steuerlich als Liebhaberei 

gilt, erlässt das Finanzamt oft vorläufige 

Steuerbescheide und behält sich vor, die-

se später noch zu ändern. Ein vorläufiger 

Bescheid hemmt zwar den Ablauf der 

normalen Festsetzungsverjährung, aller-

dings endet die Festsetzungsfrist ein Jahr 

nachdem die Ungewissheit beseitigt ist 

und das Finanzamt davon erfährt. Daher 

ist nach Ansicht des Finanzgerichts Müns-

ter die Änderung von vorläufigen Steuer-

bescheiden zulasten des Steuerzahlers 

nicht mehr möglich, wenn alle für die Be-

urteilung notwendigen Tatsachen bereits 

seit mehreren Jahren festgestanden ha-

ben. Im Streitfall ging es um die Beurtei-

lung der Vermietung einer Ferienwohnung 

als Liebhaberei. 
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Fährt der Arbeitnehmer abwechselnd von der ersten Tätigkeitsstätte 

zu verschiedenen Wohnungen, ist bei der 0,03 %-Regelung die Ent-

fernung zur näher gelegenen Wohnung anzusetzen. Für jede Fahrt 

von und zur weiter entfernten Wohnung kommt ein geldwerter Vor-

teil von 0,002 % des Listenpreises pro Entfernungskilometer über 

der Distanz zwischen Arbeit und näher gelegener Wohnung hinzu. 

An der Höhe des geldwerten Vorteils ändert sich übrigens nichts, 

wenn der Arbeitnehmer an einem Arbeitstag mehrmals den Weg 

zwischen Wohnung und erster Tätigkeitsstätte mit dem Dienstwa-

gen zurücklegt. Umgekehrt ist der Zuschlag auch bei zeitweiser 

Abwesenheit in jedem Kalendermonat mit 0,03 % des Listenpreises 

für jeden Entfernungskilometer zwischen Wohnung und Arbeit an-

zusetzen. Ein durch Urlaub oder Krankheit bedingter Nutzungsaus-

fall ist in der Höhe der Pauschale berücksichtigt. 

Der Bundesfinanzhof und die Finanzverwaltung lassen jedoch eine 

Alternative zur Pauschalierungsregelung zu. Unter bestimmten Vo-

raussetzungen ist auch eine aufs Kalenderjahr bezogene Einzelbe-

wertung der tatsächlichen Fahrten möglich. Dabei sind für jede 

Fahrt 0,002 % des Listenpreises je Entfernungskilometer zwischen 

Wohnung und erster Tätigkeitsstätte als geldwerter Vorteil zu ver-

steuern. Die Einzelbewertung ist auf 180 Tage pro Kalenderjahr be-

schränkt, denn dann ist derselbe geldwerte Vorteil erreicht wie beim 

monatlichen Ansatz mit 0,03 % des Listenpreises. Wird die Einzel-

bewertung angewandt, führen 

Fahrten zwischen Wohnung 

und Arbeit daher ab dem 181. 

Tag im Kalenderjahr nicht 

mehr zu einem steuerpflichti-

gen geldwerten Vorteil. Eine 

monatliche Begrenzung auf 

15 Fahrten ist bei der Einzel-

bewertung ausgeschlossen. 

Für die Einzelbewertung muss 

der Arbeitnehmer gegenüber dem Arbeitgeber jeden Monat fahr-

zeugbezogen schriftlich erklären, an welchen Tagen er den Fir-

menwagen für Fahrten zwischen Wohnung und erster Tätigkeits-

stätte genutzt hat. Die Angabe der Anzahl der Tage reicht nicht aus, 

notwendig sind die einzelnen Tage mit Datumsangabe. Es sind je-

doch keine Angaben dazu notwendig, wie der Arbeitnehmer an den 

anderen Arbeitstagen zur Arbeit gelangt ist. Arbeitstage, an denen 

der Arbeitnehmer den Firmenwagen mehrmals für Fahrten zwi-

schen Wohnung und Arbeit benutzt, sind bei der Einzelbewertung 

nur einmal zu erfassen. 

Der Arbeitgeber muss die Erklärungen des Arbeitnehmers als Bele-

ge zum Lohnkonto aufbewahren und den Lohnsteuerabzug gemäß 

den Erklärungen des Arbeitnehmers durchführen, sofern der Arbeit-

nehmer nicht erkennbar unrichtige Angaben macht. Für den Arbeit-

geber folgen daraus jedoch keine Ermittlungspflichten. Es ist aus 

Vereinfachungsgründen zulässig, für den Lohnsteuerabzug jeweils 

die Erklärung des Vormonats zugrunde zu legen. 

Bei der Lohnsteuerpauschalierung ist im Falle der Einzelbewertung 

die tatsächliche Zahl der Fahrten aus den Angaben des Arbeitneh-

mers anzusetzen. Die Vereinfachungsregelung, dass nur an 15 Ar-

beitstagen von Fahrten zwischen Wohnung und Arbeit ausgegan-

gen werden kann, ist bei der Pauschalierung im Fall der Einzelbe-

wertung nicht anzuwenden. 

Im Lohnsteuerabzugsverfahren ist der Arbeitgeber ab 2019 auf Ver-

langen des Arbeitnehmers zur Einzelbewertung der tatsächlichen 

Gewerbesteuerpflicht für 
Beratung eigener Gesellschaften 

Unternehmensberatung durch einen aus-

gebildeten Volks- oder Betriebswirt ist ei-

ne freiberufliche Tätigkeit. Allein durch 

die langjährige Geschäftsführertätigkeit 

für die eigene GmbH und die Kenntnis von 

deren Mitarbeiter- und Umsatzzahlen 

können die für die Anerkennung einer 

freiberuflichen Tätigkeit notwendigen 

theoretischen Fachkenntnisse in der Be-

triebswirtschaftslehre allerdings nicht 

nachgewiesen werden. Das Finanzgericht 

Düsseldorf hat daher die Beratungsleis-

tungen eines Gesellschafters an von ihm 

mittelbar über eine Holding beherrschte 

Kapitalgesellschaften als gewerbesteuer-

pflichtige gewerbliche Tätigkeit einge-

stuft. Zwar setzt eine gewerbliche Tätig-

keit auch eine Teilnahme am allgemeinen 

wirtschaftlichen Verkehr voraus. Das ist 

nach Überzeugung des Gerichts hier aber 

der Fall, denn die Gesellschaften sind 

rechtlich selbstständige juristische Perso-

nen, deren Konzernzugehörigkeit daran 

nichts ändert. Die Marktteilnahme erfor-

dert nicht, dass die Tätigkeit für das all-

gemeine Publikum erkennbar ist. 

 

Geänderte Rechtsprechung 
zum Eigenkapitalersatzrecht 

Durch das Gesetz zur Modernisierung des 

GmbH-Rechts wurde das Eigenkapitaler-

satzrecht grundlegend dereguliert. Der 

Bundesfinanzhof hat daher im Juli 2017 

entschieden, dass mit der Aufhebung des 

Eigenkapitalersatzrechts die gesetzliche 

Grundlage für die bisherige Rechtspre-

chung zur Berücksichtigung von Aufwen-

dungen des Gesellschafters aus eigenkapi-

talersetzenden Finanzierungshilfen (Dar-

lehen oder Bürgschaften) als nachträgli-

che Anschaffungskosten entfallen sind. 

Nachträgliche Anschaffungskosten seien 

entgegen der Auffassung der Finanzver-

waltung nur noch nach der handelsrecht-

lichen Begriffsdefinition anzuerkennen. 

Aus Gründen des Vertrauensschutzes sei 

die Rechtsprechungsänderung jedoch erst 

ab der Veröffentlichung des Urteils am 

27. September 2017 anzuwenden. Wenn 

der Gesellschafter die eigenkapitalerset-

zende Finanzierungshilfe bis zu diesem 

Tag geleistet hat oder eine Finanzie-

rungshilfe bis zu diesem Tag eigenkapital-

ersetzend geworden ist, ist sie weiter wie 

gehabt zu beurteilen. Fälle mit späteren 

eigenkapitalersetzenden Finanzierungshil-

fen sind nach einer Anweisung der Oberfi-

nanzdirektion Nordrhein-Westfalen bis zu 

einer abschließenden Klärung innerhalb 

der Finanzverwaltung zurückzustellen. 
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Fahrten zwischen Wohnung und erster Tätigkeitsstätte verpflichtet, 

wenn sich aus dem Arbeitsvertrag oder einer anderen arbeits- oder 

dienstrechtlichen Rechtsgrundlage nichts anderes ergibt. Allerdings 

sind dann die Angaben des Arbeitnehmers zu den tatsächlichen 

Fahrten zusätzliche Voraussetzung. Für 2018 darf der Arbeitgeber 

auch gegen den Willen des Arbeitnehmers noch generell die 

0,03 %-Regelung anwenden. In jedem Fall muss der Arbeitgeber 

die 0,03 %-Regelung oder die Einzelbewertung im Kalenderjahr für 

alle dem Arbeitnehmer überlassenen Firmenwagen einheitlich an-

wenden. Die Methode darf also während des Kalenderjahres nicht 

gewechselt werden. 

Im Rahmen seiner privaten Steuererklärung ist der Arbeitnehmer 

nicht an die beim Lohnsteuerabzug angewandte 0,03 %-Regelung 

gebunden und kann für das gesamte Kalenderjahr einheitlich zur 

Einzelbewertung wechseln. Dazu muss der Arbeitnehmer dem Fi-

nanzamt fahrzeugbezogen darlegen, an welchen Tagen (mit Da-

tumsangabe) er den Firmenwagen für Fahrten zwischen Wohnung 

und erster Tätigkeitsstätte genutzt hat. Zudem muss er durch ge-

eignete Belege glaubhaft machen, dass und in welcher Höhe der 

Arbeitgeber den Zuschlag mit 0,03 % des Listenpreises ermittelt 

und versteuert hat. Dafür kommen beispielsweise eine Gehaltsab-

rechnung, die die Besteuerung des Zuschlags erkennen lässt, oder 

eine Bescheinigung des Arbeitgebers in Frage.  

 

Falls diese Informationen Ihr Interesse gefunden haben und Sie 

noch Fragen oder Interesse an einer Beratung haben, stehen wir 

Ihnen gerne zur Verfügung. Bitte vereinbaren Sie dann einen Ter-

min oder wenden Sie sich per Fax an uns. 

 

 

 

Mit freundlichen Grüßen 

 

 

 

Stefan Penka 

Steuerberater 

Vermietung an Pauschallandwirt 
nur umsatzsteuerfrei möglich 

Die Vermietung von Immobilien ist von 

der Umsatzsteuer befreit, allerdings kann 

der Vermieter auf die Steuerfreiheit ver-

zichten und Vorsteuerabzug geltend ma-

chen, wenn er an einen anderen Unter-

nehmer vermietet. Bei der Vermietung an 

einen Landwirt, der seine Umsätze nach 

Durchschnittssätzen versteuert, ist die 

Option zur Steuerpflicht allerdings ausge-

schlossen, womit der Vermieter aus Bau-

kosten und anderen Ausgaben generell 

keinen Vorsteuerabzug geltend machen 

kann. Der Bundesfinanzhof hat mit dieser 

Entscheidung ein Urteil des Finanzgerichts 

Niedersachsen bestätigt und damit das 

Ende für eine von der Finanzverwaltung 

bisher akzeptierte Steuergestaltung ein-

geläutet. Für die mehr als 70 % der deut-

schen Landwirte, die die Versteuerung 

nach Durchschnittssätzen nutzen, kommt 

das Vorschaltmodell damit möglicher-

weise nicht mehr in Frage. Auf eine An-

frage aus dem Bundestag hat das Bundes-

finanzministerium geantwortet, dass die 

Finanzverwaltung noch prüft, ob und wie 

das Urteil allgemein umgesetzt wird.  

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 


